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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3668 — 


Belastung und Gefährdung von Grundwasser durch den Eintrag von Pestiziden 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - 
313- 0022/30 - hat mit Schreiben vom 1 6, August 1 985 die Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit den Bundesministern des Innern 
sowie für Jugend^ Familie und Gesundheit namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Wasser ist ein lebenswichtiges Element und unverzichtbar für das 
menschhche, tierische und pflanzhche Leben. Es hat vielfältige 
Funktionen zu erfüllen, z. B. ist es im Zusammenwirken mit 
Boden, Luft und Klima Teil des Naturhaushaltes und Träger der 
darin stattfindenden Stoffkreisläufe. Außerdem ist Wasser ein 
Lebensmittel und dient indirekt und direkt zur Herstellung von 
Lebensmitteln. Daher ist es erforderlich, daß jede vermeidbare 
Beeinträchtigung unterbleibt. Der Verpflichtungsgrundsatz, daß 
eine Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige nachteüige 
Veränderung seiner Eigenschaften zu verhüten ist, güt für jeder- 
mann. 

Die Bundesregierung mißt der Gewässerschutzpohtik eine hohe 
Priorität bei. Dies kommt unter anderem durch die eingeleiteten 
Novellierungen des Wasserhaushaltsgesetzes, der Trinkwasser- 
Verordnung und auch des Gesetzes zum Schutz der Kulturpflan- 
zen (Pflanzenschutzgesetz) zum Ausdruck. Sie ist sich bewußt, 
daß die Landvdrtschaft eine große Mitverantwortung für die Rein- 
haltung der Gewässer trägt. Eine Verbesserung der Gewässer- 
güte ist allerdings nur in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft 
möglich. Die Bundesregierung mißt daher einer verstärkten land- 
wirtschaftiichen Beratung in diesem Bereich durch die hierfür 
zuständigen Länder besondere Bedeutung bei; nur so sind was- 
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serwirtschaftliche und landwirtschaftliche Belange besonders 
effektiv in Einklang zu bringen. Diesem Ziel dient auch die 
Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung. 

Die in der Anfrage zum Ausdruck kommende Auffassung, daß aus 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln generell bereits eine 
besorgniserregende Situation hinsichtlich der Grundwassergüte 
entstanden ist, teüt die Bundesregierung nach derzeitigem Kennt- 
nisstand nicht. Sie verwahrt sich insbesondere gegen den Vor- 
wurf, Probleme zu bagatellisieren. 


1. Die Richtlinie der EG über die Qualität von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch (Richtlinie des Rates 80/778/EWG) 
schreibt zum Schutz des Trinkwassers eine zulässige Höchstkon- 
zentration für Pestizide imd ähnliche Produkte von 0,1 ftg/1 je 
Substanz imd 0,5 /ig/1 insgesamt vor. 

Wieviel der Wasserwerke in der Bundesrepublik Deutschland 
untersuchen ihr Wasser auf Rückstände von Pestiziden imd deren 
Abbauprodukte, auf welche Mittel {Abbauprodukte) und Mittel- 
gruppen wird untersucht, welche Gehalte werden festgestellt, und 
wie oft wird das Wasser untersucht? 

Ab wann gilt diese EG-Richtiinie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land denn endlich? 


Nach den der Bundesregierung vorliegenden Kenntnissen ist eine 
durchgängige Untersuchimg des Trinkwassers in den Wasserwer- 
ken der Bundesrepublik Deutschland auf Rückstände von Pflan- 
zenschutznütteln bisher nicht üblich. Entsprechende Unter- 
suchungen werden aber in verschiedenen großen Wasserversor- 
gungsuntemehmen vorgenommen, z.B. in Baden-Württemberg 
und Hamburg. Bei diesen Untersuchimgen stehen bisher verbrei- 
tet angewandte, mobüe und persistente Pflanzenschutzmittel- 
wirkstoffe im Vordergrund, z.B. Atrazin imd halogenorganische 
Pflanzenschutzmittel. 

Einschlägige Untersuchungen erfolgen auch durch einzelne 
chemische Landesuntersuchungsämter, bei denen bis jetzt in Ein- 
zelfällen Atrazingehalte sowohl unter- als auch oberhalb der in 
der EG-Richtlinie genannten Werte festgestellt wurden; hiermit 
ist jedoch noch keine erkennbare Gefährdung verbunden. Der 
Entwurf einer neuen Trinkwasser-Verordnung befindet sich z.Z. 
in der abschließenden Beratung. 


2. Die Definition der Richtlinie umfaßt nicht alle Pestizid Wirkstoffe; 
bestimmte Wirkstoffe wie Bodenentseuchungsmittel (Nematizide) 
werden ausgeklammert. Wie erklärt sich die Ausklammerung sol- 
cher Wirkstoffe aus dem Pestizidbereich, und mit welcher Begrün- 
dung kaim ein solcher Ausnahmestatus gerechtfertigt werden? 


Der Begriff „Pestizide" ist im deutschen Sprachraum nicht defi- 
niert und wird auch in anderen Sprachen nicht einheitlich 
benutzt. Um eine sinnvolle Erfassung der gemeinten Substanzen 
zu erreichen, wird im Entwurf der neuen Trinkwasser-Verord- 
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nung der Begriff „Chemische Stoffe zur Pflanzenbehandlung und 
Schädlingsbekämpfung einschließlich toxischer Hauptabbaupro- 
dukte" vorgeschlagen. Damit sind alle einschlägigen Wirkstoffe 
berücksichtigt (auch die Nematizide). 


3. Der Eintrag von Pestiziden ins Grund wasser ist stark von den 
Eigenschaften des Mittels und des behandelten Bodens abhängig. 

Wie beurteüt die Bundesregierung das Grundwassergefährdungs- 
potential von Mitteln, bei denen eines oder mehrere Kriterien, die 
für eine zu erwartende Grundwasserkontamination sprechen, 
zutreffen (SRU-Gutachten S. 563), insbesondere wenn von einer 
Anwendimg auf einem entsprechend sorptionsschwachen Boden 
ausgegangen wird (wie es zur Gewährleistung möglichst sicherer 
Standards notwendig ist)? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zusammenhang mit der 
Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes mögUche Gefährdvmgen, 
die sich aus einer Regelanwendung von Pestiziden ergeben, zu 
berücksichtigen imd durch Ändenmg bzw. Ergänzimg der Prüf- 
imd Zulassungsbedingungen auszuschließen? 

Welchen Standpimkt vertritt die Bundesregierung gegenüber der 
Forderung, auch nicht den Regeln entsprechende Anwendung von 
Pestiziden und deren Auswirkungen in das Prüf- und Zulassungs- 
verfahren mit einzubeziehen (angesichts der Tatsache, daß schon 
bei regelgerechtem Einsatz Schäden nicht auszuschließen sind)? 


Der Schutz des Grundwassers ist im Rahmen der Zulassung von 
Pflanzenschutznütteln schon immer besonders berücksichtigt 
worden. Die auf das Pflanzenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 
gestützte Verordnung über die Prüfung und Zulassung von Pflan- 
zenschutzmitteln vom 9. März 1969 (BGBl. I S. 183) schreibt eine 
entsprechende Prüfung ausdrücklich vor; sie erstreckt sich auf das 
Verhalten im Boden und in Gewässern, insbesondere hinsichtlich 
des Abbaus und der Rückstände von Wirkstoffen. Die Abschät- 
zung eines möghchen Gefährdungspotentials erfolgt nach jeweüs 
neuestem wissenschaftlichen Kenntnisstand. Es ist nicht möghch, 
alle denkbaren Abweichungen von nicht sachgerechten oder 
nicht bestimmungsgemäßen Anwendungen der entsprechenden 
Mittel in die Prüfung einzubeziehen. Dem Grundwassergefähr- 
dungspotential bestimmter Wirkstoffe wird durch Aufnahme des 
Stoffes in die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung sowie 
durch eindeutige Kennzeichnungsauflagen Rechnung getragen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, nüt dem derzeit dem Deut- 
schen Bundestag vorhegenden Entwurf eines neuen Pflanzen- 
schutzgesetzes möghche Gefährdungen, die sich aus der Anwen- 
dimg von Pflanzenschutzmitteln ergeben können, noch weit- 
gehender auszuschheßen. So sollen u. a. zukünftig Pflanzen- 
schutzirüttel auf Freüandflächen grundsätzhch nur angewandt 
werden dürfen, wenn diese landwirtschafthch, forstwirtschaftiich 
oder gärtnerisch genutzt werden; in oder an Gewässern sollen sie 
nicht angewandt werden dürfen. Ausnahmen hiervon sollen nur 
für engumgrenzte Zwecke und unter Wahrung des Schutzgedan- 
kens des Gesetzes möghch sein. Weitere wichtige Neuerungen 
sind der Drucksache 10/1262 des Deutschen Bundestages vom 
10. April 1984 zu entnehmen. 

Die Bimdesregierung verkennt nicht die Zusammenhänge zwi- 
schen Bodeneigenschaften und der Gefahr des Eintrags von Pflan- 
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zenschutzmittel- Wirkstoffen in das Grundwasser. In der Boden- 
schutzkonzeption wird deshalb deutlich gemacht, daß im Vorder- 
grund der Bemühungen ein intensives Hinwirken a\if die Land- 
wirte zugunsten einer bestimmungsgemäßen und sachgerechten 
Anwendimg dieser Mittel stehen muß. 


4. Welche Mittel und Wirkstoff gruppen sind als wassergefährdend 
einzustufen, nach welchen Kriterien erfolgt diese Einstufung, wer- 
den hierbei alle im Sachverständigengutachten des Rates für 
Umweltfragen angeführten Kriterien berücksichtigt? 

Ab welcher Häufimg von Kriterien, die auf eine Aus- 
waschungsgefährdung des Mittels hindeuten, sind gegebenenfalls 
Anwendungsbeschränkungen oder -verböte vorzusehen? 

Die Verordnung über Anwendungsverbote und -beschränkungen 
für Pflanzenbehandlungsmittel (Pflanzenschutz-Anwendungsver- 
ordmmg) vom 19. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2335), geändert 
durch die Erste Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz- 
Anwendimgsverordnung vom 2. August 1982 (BGBl. I S. 1125), 
sieht sowohl in der Anlage 2 „Anwendimgsbeschränkungen" als 
auch in der Anlage 3 „Beschränkte Anwendungsverbote'' ein a\if 
bestimmte Stoffe bezogenes Verbot der Anwendxmg in Wasser- 
schutzgebieten vor. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde zulässig; Verstöße gegen diese Vorschriften 
sind Ordnungswidrigkeiten gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 1 des Pflanzen- 
schutzgesetzes. Hiervon sind gegenwärtig 27 Stoffe betroffen; bei 
der vorgesehenen zweiten Änderung der genannten Verordnung 
werden acht weitere Stoffe hinzukommen. Die entsprechenden 
Vorentscheidungen erfolgen auf der Grundlage des geltenden 
Pflanzenschutzrechts unter Verwendung gesicherter wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse zum Abbau- und Versickerungsverhal- 
ten im Einzelfall. Der heranzuziehende Kriterienkatalog wird 
dabei primär von den Eigenschaften des jeweüigen Stoffes 
bestimmt und umfaßt grundsätzüch auch die im Gutachten des 
Rates von Sachverständigen für Umweltfragen wiedergegebenen 
Merkmale (die im wesentlichen auf Erfahrungen des Bundesge- 
simdheitsamtes beruhen). Im übrigen fördert die Bimdesregie- 
rung Untersuchungen über das Auftreten von Grundwasserverun- 
reinigungen durch Pflanzenschutzmittel. Damit soll geklärt wer- 
den, ob die bestehenden Zulassungsvoraussetzungen ausrei- 
chend sind. 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, das vereinfachte Versicke- 
rungsmodell, dessen Aussagekraft in Frage gestellt wird, durch ein 
besseres, realitätsnäheres Verfahren ablösen zu lassen? 

Ein überarbeitetes imd verbessertes Modell wird in Kürze ver- 
öffentlicht und damit für die Prüfung von Pflanzenschutzmitteln 
verbindlich werden. 


6. Für welche Mittel und Wirkstoffgruppen werden Gnmdwasser- 
analysen durchgeführt, wie oft, unter welchen Böden, und welche 
Konzentrationen werden festgestellt? 
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Welche Bedeutung haben die jeweüigen Mittel in ökonomischer 
und in ökologischer Hinsicht {hergestellte und verbrauchte Men- 
gen, Toxizität, Langzeitwirkungen, Ökotoxizität)? 

Erstrecken sich die Untersuchungen auch auf Metabolite der Pesti- 
zide (Zwischen- und Abbauprodukte), die oft problematischer sind 
als der Wirkstoff selbst, und wenn ja, welche Pestizide und Verbin- 
dungen werden untersucht? 


Wie bereits in der Antwort auf die Frage 1 ausgeführt, erfolgt in 
der Bundesrepublik Deutschland z. Z. noch keine systematische 
Analyse des Grundwassers hinsichtlich möglicher Rückstände von 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln. Die herge- 
stellten und im Inland verbrauchten Mengen der jeweiligen Pflan- 
zenschutzmittel sind der Bundesregierung nicht bekannt, An- 
gaben zur Toxikologie der Mittel sind einschlägigen wissenschaft- 
lichen Werken zu entnehmen, soweit sie nicht vertrauüch sind. 
Pflanzenschutzmittel mit persistenten Wirkstoffen werden nicht 
zugelassen. Die Anwendung früher gebräuchücher persistenter 
Wirkstoffe im Pflanzenschutz ist seit langem verboten. Die öko- 
toxikologische Bewertung von Pflanzenschutzmitteln einschheß- 
üch ihrer Abbauprodukte im Rahmen der Zulassung wird entspre- 
chend den wissenschaftlichen Erkenntnissen vorgenommen. 
Jedoch besteht hier noch erheblicher Forschungsbedarf. 


7. Bisher veröffentlichte Untersuchungsergebnisse lassen ein beson- 
deres Gefährdungspotential von Mais- und Hackfruchtpestiziden 
vermuten, entsprechend dem Beispiel der beiden Herbizide Atra- 
zin und Simazin; gibt es Hinweise oder Erkenntnisse, die eine 
entsprechende Gefährdung durch andere im Hackfruchtbau einge- 
setzte Pestizide befürchten lassen, und wenn ja, um welche Mittel 
handelt es sich? 

Ist das Mittel „Lasso" Gegenstand einer Überprüfung der Zulas- 
sung durch die BBA oder das Bundesgesundheitsamt, welche 
Gründe hegen dafür vor, und ist mit einer Einschränkung oder 
einem Widerruf der Zxilassung zu rechnen? 

Sind im Zusammenhang mit der festgestellten Grundwasserver- 
schmutzung durch 2,4,5-T, Atrazin und Simazin Maßnahmen wie 
eine Überprüfung der Zulassung oder Anwendungsverbote zu 
erwarten bzw. unterhegen diese Mittel einer Untersuchung durch 
die zuständigen Behörden? 


Bei keinem der bisher bekanntgewordenen Fälle von Gnindwas- 
serverunreinigungen oberhalb der gemäß EG-Richüinie vorge- 
sehenen Grenzwerte ist eine sachgerechte Anwendung zweifels- 
frei belegt. Bei einigen dieser Fälle ist sogar mit hochgradiger 
Sicherheit eine Fehlanwendung anzunehmen. Bei einem 2,4,5-T- 
haltigen Pflanzenschutzmittel ist ein Fall einer Fehlanwendung im 
Jahr 1984 bekanntgeworden. Wie weit sich die Wirkstoffe Atrazin 
und Simazin im Grundwasser nachweisen lassen, wird derzeit von 
nündestens einer Landesbehörde untersucht; der Untersuchungs- 
bericht ist abzuwarten. Das Mittel „Lasso" (Wirkstoff: Alachlor) 
wird derzeit im Bundesgesundheitsamt aufgrund neuer toxikolo- 
gischer Erkenntnisse überprüft. Die Zulassung 2,4,5-T-haltiger 
Pflanzenschutzmittel endet am 31. Oktober dieses Jahres. 
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8. Für welche Mittel bestehen verbindliche wasserschutzbezogene 
Anwendungsbeschränkungen und -verböte, sind dies allgemeine 
Beschränkungen oder gelten sie nur für bestimmte Flächen? 

Hält es die Bundesregierung für ausreichend, daß zwar für über die 
Hälfte der im Handel befindlichen Pestizide Wasserschutzauflagen 
gelten, ohne daß diese rechtsverbindlich sind, oder hält die Regie- 
rung in Anbetracht der Gefährdung des Trinkwassers und der 
Auswirkungen auf die Ökologie, die von sachgerechter und auch 
von fehlerhafter Anwendung von Pestiziden ausgehen, es für wün- 
schenswert, daß Wasserschutzauflagen einen rechtsverbindlichen 
Status erhalten? 

Hinsichtlich der ersten Frage wird auf die Antwort zu Frage 4 
verwiesen. 

Verstöße gegen die von der Biologischen Bundesanstalt bei der 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln erteilten Wasserschutzge- 
bietsauflagen (derzeit bestehen für knapp ein Drittel der zugelas- 
senen Pflanzenschutzmittel Wasserschutzgebietsauflagen) kön- 
nen aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes geahndet werden, 
sofern bestehenden Verboten oder Beschränkungen in Wasser- 
schutzgebieten zuwider gehandelt wird. 

Mit dem Entwurf des neuen Pflanzenschutzgesetzes schlägt die 
Bundesregierung u. a. vor, daß bestehende Anwendungsverbote 
und -beschränkungen in die Kennzeichnung von Pflanzenschutz- 
mitteln aufgenommen werden (§ 18 Abs. 2 Nr. 6). Ferner soll der 
Biologischen Bundesanstalt ermöghcht werden, Anwendungsbe- 
stimmxmgen festzusetzen, die in die Gebrauchsanleitung unter 
der Überschrift: „Von der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft festgesetzte Anwendungsbestimungen" deut- 
lich getrennt von den übrigen Angaben und sonstigen Aufschrif- 
ten aufzunehmen und mit einem Hinweis auf die Androhung von 
Geldbuße bei Verstößen zu versehen sind (vgl. Gegenäußerung 
der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates zu 7. 
Nr. 4). In diese Anwendxmgsbestimmungen können auch Wasser- 
schutzgebietsauflagen einbezogen werden. 


9. Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit der meßtechnischen Überprüfung entsprechend der 
EG-Trinkwasserrichtlinie zur Bereitstellimg leistungsfähiger, 
allgemeingültiger imd standardisierter Analyseverfahren? 

Sollte das Vorhandensein geeigneter Analyseverfahren neben 
einer umfassenden ökotoxikologischen Prüfung zur verbindlichen 
Voraussetzung für die Zulassung eines Pestizids bzw. für die Ver- 
längenmg der Zulassimg/ Aufrechterhaltung der Zulassung 
gemacht werden? 


Zu den mit dem Antrag auf Zulassung vorzulegenden Unterlagen 
gehört u. a. die Analysemethode zur Bestimmung der Wirkstoffe. 
Wie weiterhin aus dem Merkblatt der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft Nr. 48 „Das Verfahren der Prüfung 
und Ziüassung von Pflanzenbehandlungsmitteln" hervorgeht, 
sind u. a. auch Unterlagen zur Auswirkung auf Nutzarthropoden, 
sonstige freüebende Tiere sowie zu sonstigen unerwünschten 
Eigenschaften vorzulegen. 

Hinreichend empfindliche und genormte Analyseverfahren, die 
den Grenzwerten der EG-Richtlinie gerecht werden, können 
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rechtlich erst festgelegt werden, wenn diese Werte verbindlich 
sind. Im übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 16 und 17 
verwiesen. 


10. In den Trinkwasserversorgungen ländlicher Gemeinden, beson- 
ders in intensiv bewirtschafteten Gebieten mit sorptionsschwachen 
Böden, besteht die Gefahr des Eintrags von Pestiziden ins Grund- 
wasser; wie beurteilt die Bundesregierung diese Gefahr, besonders 
auch im Zusammenhang mit den dort meist nur eingeschränkten 
Möglichkeiten der Trinkwasseraufbereitung (z.B. keine Aktiv- 
kohlefilter)? 


Auch in ländlichen Gemeinden mit intensiver Landwirtschaft ist 
bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter Pflanzenschutzmit- 
tel-Anwendung, d. h. Einhaltung der Bedingungen und Auflagen 
in Wasserschutzgebieten, die Trinkwasserversorgung auch bei 
sorptionsschwachen Böden gesichert. Zur Erhaltung einer ausrei- 
chenden Beschaffenheit des Trinkwassers im Falle von Konta- 
minationen des Rohwassers mit Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln ist in Anlagen der zentralen Trinkwasserver- 
sorgung, aber auch in Anlagen für Eigen- und Einzelwasserver- 
sorgung eine entsprechende Aufbereitung über Aktivkohlefüter 
anwendbar und anzuwenden. Im übrigen wird auf die wichtige 
Rolle der landwirtschaftlichen Berattmg für eine die Bodenart 
berücksichtigende Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ver- 
wiesen (vgl. Antwort auf die Frage 3). 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung, aus den bekanntgewordenen 
Fällen von Herbizidbelastungen im Grundwasser nach ordnungs- 
gemäßem Einsatz der Mittel (Atrazin, Simazin, Phen- 
oxyessigsäurederivate) auf der Schwäbischen Alb \md von Atrazin 
in Flachbrunnen im Emsland Konsequenzen für die Prüfung und 
Zulassimg von Pestiziden zu ziehen, welche Konsequenzen wären 
dies, imd ist ein Widerruf der Zulassimg für bestimmte Mittel 
(zumindest in Problemgebieten) angestrebt? 

Wenn schon bei einer ordnungsgemäßen Pestizidanwendung Be- 
lastungen des Grundwassers auf treten, ist die tatsächliche Gefähr- 
dung noch weit höher einzustufen, da in der Praxis aus verschie- 
denen Gründen auch mit Fehl- und Überdosierungen gerechnet 
werden muß imd durch imsachgemäßen Umgang und Unfälle noch 
weit schwerwiegendere Belastungen verursacht werden. 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, diese (in der Realität 
immer vorkommenden Belastungen) in das Prüfungs- und Zulas- 
sungsverfahren von Pestiziden nüt einzubeziehen, oder ist sie der 
Überzeugung, daß das derzeitige Verfahren, das diese Problematik 
nicht berücksichtigt, ausreichend ist? 


Wie bereits in der Antwort zu Frage 3 ausgeführt, wird im Rahmen 
des Zulassimgsverfahrens die Gesamtheit möglicher Belastungen 
mitbedacht. Der Entwurf des neuen Pflanzenschutzgesetzes sowie 
anderer einschlägiger Regelungen sehen auch hier weitere Ver- 
schärfungen vor. Zusätzhche Konsequenzen erscheinen deshalb 
im Augenbhck nicht erforderüch. Die zuständigen Behörden und 
Gremien prüfen entsprechende Fragen (auch nach der Zulassung) 
nüt aller gebotenen Sorgfalt und sind aufgrund ihrer langjährigen 
Erfahrung in der Lage, zu tragfähigen Entscheidungen zu gelan- 
gen. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 
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12. Wird die Bundesregierung Handlungsdefizite in Gesetzgebung 
und Verwaltung ausgleichen, durch die eine Belastung von Wasser 
und Naturhaushalt begünstigt wird, wie zum Beispiel die Verwen- 
dung von Pestiziden im Fassungs- und Zuflußbereich von Wasser- 
gewinnungsanlagen trotz Verbots durch die Zulassungsbehörde, 
weil die Mittel in der Anwendungsbeschränkungsverordnung zum 
Pflanzenschutzgesetz nicht auf geführt sind? 

Verschiedene, auch in der Bundesrepublik Deutschland zugelas- 
sene Herbizide, Insektizide und Nematizide sind in den USA im 
Grundwasser nachgewiesen worden; die EPA (US-Umweltbe- 
hörde) hat daraufhin ein flächendeckendes Überwachungspro- 
gramm eingeleitet. Es stellt sich die Frage, ob die Bundesregierung 
ein entsprechendes Programm plant, wie es aussehen soll (welche 
Mittel und Metaboliten, Flächenraster, Häufigkeit der Probe- 
nahme) und wann damit begonnen wird. 

Für die Belastung mit Pestiziden sind nicht nur die persistenteren 
und analytisch leichter nachweisbaren Verbindungen bedeutsam, 
sondern auch analytisch schwieriger nachweisbare Stoffe, die toxi- 
kologisch weit bedenklicher sein können. Muß deshalb nicht das 
Vorhandensein einer geeigneten (einfachen) Analysenmethode 
Voraussetzung für die Zulassung eines Mittels sein? 

Die Zuständigkeit für die Überwachung der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln sowie für die Durchführung der vielfältigen 
wasserrechtlichen Vorschriften obhegt den Ländern; die Bundes- 
regierung hat keinen Anlaß, diesbezüghch am Verantwortungs- 
bewußtsein der Länder zu zweifeln. Hinsichtiich der Zuständig- 
keit des Bundes wird auf die sowohl in der Vorbemerkung als 
auch in verschiedenen Einzelantworten angeführten beabsichtig- 
ten Verbesserungen des bestehenden Regelwerks hingewiesen. 
Damit dürften jedoch sowohl auf den Bund als auch auf die 
Länder sowie die betroffenen Wirtschaftszweige z. T. erhebhche 
Mehrausgaben zukommen; anders sind Verbesserungen nicht zu 
erreichen. 

Die Bundesregierung prüft z. Z., ob es zweckmäßig ist, Pflanzen- 
schutzmittel, die wegen ihres geringen Wassergefährdungs- 
potentials nur die Kennzeichnungsauflagen W2 und W3 erhalten 
haben, in einen Anhang der Pflanzenschutz-Anwendungs-Ver- 
ordnung aufzunehmen oder ob entsprechende Anwendungsbe- 
stimmungen in der Gebrauchsanleitung der Mittel aufgeführt 
werden sollten. Hinsichtlich der erforderlichen Analytik wird auf 
die Antworten zu den Fragen 4 und 9 verwiesen. 

Die Bimdesregierung hat in ihrer Bodenschutzkonzeption (Druck- 
sache 10/2977, S. 27) eine Erhebung der Belastung des Grund- 
wassers nüt Pflanzenschutzmitteln und deren Metaboliten durch 
die zuständigen Landesbehörden gefordert. Damit soll der Gefahr 
von Verunreinigungen des Grundwassers durch Pflanzenschutz- 
mittel begegnet und u. a. ein etwaiger weiterer Regelungsbedarf 
festgestellt werden. Die Bundesregierung begrüßt daher, daß die 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) ein Rahmenkonzept 
zur Erfassimg und Überwachung der Grundwasserbeschaffenheit 
verabschiedet hat, das auch die Überwachung auf Pflanzen- 
schutzmittel einschließt. Einzelne Länder haben mit dem Aufbau 
eines Grundwassergütemeßnetzes auf der Grundlage dieses Rah- 
menkonzeptes begonnen. Die Bundesregierung unterstützt die 
Länder bei dieser Aufgabe durch Förderung entsprechender 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben. 
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13. Welche konkreten Verbesserungen und Veränderungen des Zulas- 
sungs- und Prüfverfahrens, wie beispielsweise die Neudefinition 
des Begriffs „Persistenz" und die Erweiterung der Persistenztests 
durch Untersuchungen in tiefen Bodenschichten und im Grund- 
wasser, sind vorgesehen, um den neuen Erkenntnissen über das 
Verhalten von Pestiziden Rechnimg zu tragen, die durch den 
modellhaften Versickenmgstest gemäß Merkblatt 37 der BBA 
offensichtlich nicht befriedigend beantwortet werden können? 

14. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen fordert in seinem Son- 
dergutachten „Umweltprobleme der Landwirtschaft" eine Erwei- 
tenmg der Untersuchimgen von Pestiziden für die Bereiche 

— Verhalten im Boden/Gestein (Bodenmikro- imd makro- 
biologische Tests, Filterwirkimgstests), 

— Verhalten im Grundwasser (Persistenz-, Transporttests), 

— Grundwasserüberwachimg bei verbesserter Analytik, 

— Bioakkumulations- imd ökotoxikologische Profüanalysetests. 

Welchen Standpunkt nimmt die Bimdesregienmg gegenüber die- 
sen Punkten ein, und ist sie bereit, in ihrem Einfluß- und Zustän- 
digkeitsbereich alle Maßnahmen zur praxisgerechten Umsetzimg 
dieser Forderungen zu ergreifen? 

Welche Forschungs- und Entwicklimgsmaßnahmen auf diesem 
Gebiet werden von der Bimdesregienmg gefördert bzw. finanziert, 
und welche Institutionen und Firmen arbeiten an diesem Thema? 


Die angeführten Fragen werden in den zuständigen Behörden 
und Gremien ständig geprüft. In etlichen Bereichen sind derzeit 
keine grimdlegenden Änderungen des Kenntnisstandes zu erwar- 
ten. Die Richtlinien zum Abbau- und Versickerungsverhalten 
werden zur Zeit aktualisiert (vgl. Antwort auf die Frage 5). Es 
werden zukünftig bei der Zulasstmg von Pflanzenschutzmitteln 
umfangreichere Untersuchimgen zum Abbauverhalten imd 
Zusatzuntersuchungen nach einem Stufenplan vorgenommen. 
Die Versickenmgsneigung von Abbauprodukten wird — soweit im 
Einzelfall erforderlich - in die Untersuchungen einbezogen. Hin- 
sichtlich der eingeleiteten Maßnahmen im Bereich der Forschung 
wird insbesondere auf die Antworten zu den Fragen 4 und 17 
verwiesen. Die Bundesregierung hat in ihrer Bodenschutzkonzep- 
tion betont, daß vordringlich die Kenntnisse u. a. über ökotoxi- 
kologische Testverfahren und Wirkungszusammenhänge bei 
Stoffkombinationen erweitert werden müssen; dies wird im Rah- 
men des Forschungsschwerpunktes „Bodenforschung" verfolgt 
werden. 


15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß viele Bei- 
packzettel von Pflanzenschutzmitteln imklare imd für den Anwen- 
der mißverständliche Angaben enthalten, wie zum Beispiel 
„Sprühmittelreste nicht auf Kulturland bringen", was indirekt einer 
Aufforderung gleichkommt, sie auf Brachland, Gräben, Wegen 
usw. abzulassen? 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung daraus 
zu ziehen, daß die Beipackzettel (und die Gebrauchsanleitungen) 
so abgefaßt sind, daß sie eine juristische Absicherung des Herstel- 
lers und Vertreibers garantieren, jedoch nur sehr eingeschränkt als 
praktische Hilfe für den Bauern geeignet sind? 

Der Vorwurf, „daß viele Beipackzettel von Pflanzenschutzmitteln 
imklare und für den Anwender mißverständliche Angaben ent- 
halten" wird nicht geteüt. Das geltende Pflanzenschutzgesetz 
schreibt in § 12 eine umfassende Kennzeichnung von Pflanzen- 
schutzmitteln vor. Die Gebrauchsanweisung ist Bestandteü der 
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Zulassung. Die entsprechenden Angaben werden so gefaßt, daß 
eine sachgerechte und bestimmungsgemäße Anwendung durch- 
geführt werden kann. Hinzu kommen die giftrechtlichen Kenn- 
zeichnungsauflagen nach Länderrecht. Die Kennzeichnungsauf- 
lage „Sprühmittelreste nicht auf Kulturland bringen" wird schon 
seit langem von der Biologischen Bundesanstalt nicht mehr vör- 
geschrieben. 

Der Entwurf des neuen Pflanzenschutzgesetzes sieht in § 18 auch 
für diesen Bereich Verbesserungen vor; so sollen u. a. zukünftig 
bei der Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln auch Anwen- 
dungsverbote und -be Schränkungen anzugeben sein. Spezielle 
Informationen können im Bedarfsfall beim zuständigen Pflanzen- 
schutzamt eingeholt sowie Fachzeitschriften und anderen Ver- 
öffentlichungen, z. B. des Auswertungs- und Informationsdienstes 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AID) entnommen 
werden. 

Außerdem wird schon seit geraumer Zeit im Rahmen der beruf- 
lichen Büdung und Fortbüdung dem Umgang mit Pflanzenschutz- 
mitteln verstärkt Gewicht gegeben. 

Aus der Gesamtheit der genannten Maßnahmen und Bestrebun- 
gen ergibt sich, daß der Anwender von Pflanzenschutzmitteln 
schon jetzt über ein besseres Beratungs- und Informationsangebot 
verfügen kann als je zuvor. 


16. Seit Mitte der 70er Jahre ist bekannt, daß die EG-Richtlinie über 
die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch zur 
Durchführung ansteht, die eine zulässige Höchstkonzentration 
für Pestizide und ähnliche Produkte von 0,1 /ig/1 je Substanz und 
0,5 /ig/1 insgesamt vorsieht. 

Hätte die Bundesregierung nicht unbedingt veranlassen müssen, 
daß die Analytik in dieser Richtung rechtzeitig weiterentwickelt 
wird, um eine ausreichend genaue Probenuntersuchung zu 
sichern? 

17. Wie beurteüt die Bundesre0erung die Notwendigkeit einer ver- 
bindlichen Festschreibung der Voraussetzungen für die Durchfüh- 
rung der Untersuchungen nach der Trinkwasser- Verordnimg, um 
eine Verunsicherung von Gesundheits Verwaltung und Bevölke- 
rung zu verhindern, und welche Maßnahmen in dieser Hinsicht hat 
die Bundesregierung vorgesehen? 


Die vorstehenden Fragen werden zusammengefaßt beantwortet 
Die rechtlichen administrativen Maßnahmen des Bundes und der 
Länder auf dem Gebiet der Pflanzenschutz- und Schädhngs- 
bekämpfungsnüttel-Anwendung gingen und gehen dahin, eine 
Kontamination des Grundwassers von vornherein zu vermeiden. 
Die Möglichkeiten der Analytik sind in den vergangenen Jahren 
bereits verbessert worden und dies wird auch weiterhin erfolgen. 
Die derzeit im Rahmen der DFG (Deutsche Forschungsgemein- 
schaft) - Arbeitsgruppe „Analytik" überprüften Methoden zur 
Rückstandsanalytik umfassen auch die Prüfung zur Anwendbar- 
keit in der Wasseranalytik im Hinblick auf die EG-Grenzwerte. 
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18. Sind Belastungen des Trinkwassers durch Pestizide im gesamten 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu befürchten, oder hegen 
der Bundesregierung Erkenntnisse vor, die belegen, daß nur auf 
besonderen Gebieten mit solchen Belastungen zu rechnen ist? 

a) Für welche Gebiete kann eine Gefährdung ausgeschlossen 
werden, 

b) für welche Gebiete ist von einer Belastung des Grundwassers 
(und des Trinkwassers) durch Pestizide auszugehen, 

c) für welche Gebiete der Bundesrepubhk Deutschland hegen 
gesicherte Daten über den Gehalt von Pestiziden und ähnhchen 
Produkten im (Trink-)Wasser vor? 


Hierzu wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 12 verwiesen. 


19. Kann ausgeschlossen werden, daß es sich bei festgestehten Pesti- 
zidkonzentrationen im Grundwasser um alte Belastungen handelt, 
die schon vor Jahren in die Umwelt gebracht worden sind (d. h. 
stammen die festgestehten Rückstände aus direkten Einträgen)? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, ob 
es sich in den einzelnen Fällen um alte oder neue Belastungen 
handelt. 


20. Kann ein Zusammenhang zwischen dem Auftauchen von Pestizid- 
rückständen im Grundwasser und der Erschöpfung der Sorptions- 
fähigkeit der Böden hergesteUt bzw. ausgeschlossen werden? 


Nach Auffassung der Bundesregierung kann ein Zusammenhang 
zwischen dem Auftreten von Pflanzenschutzmitteln im Grund- 
wasser tmd der Sorptionsfähigkeit des Bodens nur im Einzelfall 
hergestellt werden. Wie im Gutachten des Sachverständigenrates 
festgestellt wird, handelt es sich bei den bisher bekanntgewor- 
denen Fällen um imgünstige Bodenverhältnisse, so daß noch 
keine generellen Schlußfolgerungen im Sinne der Fragestellimg 
gezogen werden können. Darüber hinaus ist in diesen Fällen nicht 
bekannt, ob eine sachgerechte Anwendung der Pflanzenschutz- 
mittel erfolgte oder nicht. 


11 



Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



